
Daraufhin wurden von der SED andau­
ernd sogenannte Betriebsdelegationen aus 
SED-hörigen Arbeitern und Parteifunk­
tionären der SED zu mir in das Ge­
richtsgebäude in Burg, in dem ich als 
Richter amtierte, gesandt, mit dem Auf­
träge, zu krakeelen und Skandal gegen 
mich zu machen. Dies taten sie auch 
weidlich und verlangten auch meine Ent­
fernung als Richter;
Schließlich sagte mir der damalige Ge­
neralsekretär der Ostzonen-CDU Got­
ting. der dies Amt auch jetzt noch be­
kleidet, ich und meine neun Landtags­
kollegen, die derselben politischen An­
sicht waren wie ich, würden vor ein so­
wjetisches Militärtribunal gestellt und 
dort abgeurteilt werden. Dies verlange 
der Botschafter der Sowjetunion in Ber­
lin, Puschkin.
Daraufhin floh ich nach Westberlin. 
Auf unser Drängen gegenüber Nuschke, 
neue demokratische Wahlen in der Ost­
zone zu erwirken, erklärte uns Nuschke,

SED-Kreisleitung Schleiz, den 28. 8.50.
Schleiz

An alle Leitungen der Grundeinheiten 
der Partei in Orten und Betrieben. 

Betr.
Vorbereitungen zur Wahl.

Werte Genossen!
Nachdem bei uns im Kreise Schleiz ge­
mäß den Beschlüssen der letzten Kreis­
blocksitzung vom 28. 8. 1950 die Auf­
stellung der Kandidaten für die Ge­
meindevertretungen beendet sein muß, 
ergeben sich für unsere Partei als der 
führenden Kraft im Blöde der antifaschi­
stisch-demokratischen Parteien folgende 
Aufgaben:
1. Trotz eingehender Information und 

Instruktion, die der 1. Kreissekretär 
den Funktionären der Partei, den Ge­
nossen Bürgermeistern, den Ge­
meindevertretervorsitzenden und den 
verantwortlichen Genossen der Mas­
senorganisationen (Kreis- und Orts­
leitungen) gegeben hat, sind in einer 
Reihe von Orten verschiedene reak­
tionäre Kandidaten mit auf die Ge­
meindevertreterlisten gekommen. Da­
her ist es notwendig, daß umgehend 
mit der öffentlichen Vorstellung der 
Kandidaten in öffentlichen Einwoh­
nerversammlungen begonnen werden 
muß. Zu diesem Zwecke muß in Zu­
sammenarbeit mit dem Kreissekre­
tariat und den verantwortlichen Ge­
nossen der Ortsausschüsse der Natio­
nalen Front des Demokratischen 
Deutschland ein gemeinsamer Plan 
aufgestellt werden, der es möglich

im Januar 1950 in einer Fraktionssitzung 
der Landtagsfraktion der CDU, der 
Sonderbotschafter der sowjetischen Re­
gierung in der DDR, Semljonow, habe 
ihm auf seinen diesbezüglichen Vortrag 
hin erklärt, Wahlen könnten in der Ost­
zone sofort stattfinden, aber nur mittels 
einer Einheitsliste, Wahlen bei denen 
mehrere Parteien mit Listen vertreten 
seien, würden nicht genehmigt werden.
Damals wurde mir auch ohne jeden 
Zweifel klar, daß die sowjetische Be­
satzungsmacht unter allen Umständen 
die Abhaltung freier demokratischer 
Wahlen verhindern wollte.
Wir hatten laufend in unserer Land­
tagsarbeit die größten Schwierigkeiten, 
weil sich die sowjetischen Stellen un­
aufhörlich Eingriffe erlaubten. Darunter 
hatte auch die Landtagsfraktion der LDP 
sehr zu leiden, während die SED in 
jeder Hinsicht bevorzugt wurde.

gez. Dr. Negatsch

macht, daß vorher mit den Partei­
leitungen in den Orten und Betrieben 
eine Rücksprache geführt werden 
kann, was man konkret tun muß, um 
es zu erreichen, daß in den öffent­
lichen Einwohnerversammlungen diese 
reaktionären Kandidaten zurückge­
zogen werden können und durch fort­
schrittlichere ersetzt werden.

Dies macht erforderlich:
a) Die Vorbereitung einer Resolution, 

die von der Mehrheit, wenn nicht von 
allen anwesenden Einwohnern ange­
nommen werden kann und die Zu­
rückziehung der betr. reaktionären 
Kandidaten zum Ziele hat.

b) Die genaue Formulierung von Fragen, 
die in den öffentlichen Einwohner­
versammlungen an die reaktionären 
Kandidaten gerichtet werden müssen, 
um sie zu entlarven. Diese Fragen 
müssen sich erstrecken auf die bis­
herige Mitwirkung im Rahmen der 
Nationalen Front des Demokrati­
schen Deutschland, auf den demokra­
tischen Aufbau, auf die Unterstützung 
und Entfaltung der Friedensbewegung 
und ähnliche Probleme.
Das gleiche hat im Kreismaßstab zu 
geschehen, wo mit den Kandidaten 
zum Kreistag, soweit diese nicht als 
tragbar angesehen werden können, 
ebenfalls eine Auswechslung in glei­
cher Weise vorgenommen werden 
muß.

SED Kreisleitung Schleiz 
gez. Schuster, 1. Kreissekretär.
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Herr Hermann Hieke aus Berlin-Char­
lottenburg, Leonhardtstraße 22, erklärt: 
Bei der Wahl vom 15. Oktober 1950 
war ich wieder Kreisvorsitzender der 
CDU, nachdem ich am 22. 2. 50 von 
Otto Nuschke einmal meiner sämtlichen 
politischen Funktionen enthoben worden 
war. Auch war ich damals noch Kreisrat. 
Der Aufstellung der Einheitsliste ging 
eine Vorstellung der von den Parteien 
usw. benannten Kandidaten vor einem 
Gremium voraus, das im wesentlichen aus 
Funktionären der SED, der FDJ und des 
FDGB bestand. Die Kandidaten wurden 
einer Art Verhör unterzogen. Wer auf die 
Fragen besonders nach der Stellung zur 
Oder—Neiße-Linie zur Sowjetunion oder 
zum Frieden eine nicht genehme Antwort 
gab, wurde als ideologisch nicht, tragbar 
abgelehnt. Wenn ein Kandidat z. B. er­
klärte, er sei gegen jeden Krieg einge­
stellt, wurde er als nicht tragbar abge­
lehnt. Die richtige Antwort war, daß der 
Kandidat gegen einen ungerechten, im­
perialistischen oder kapitalistischen Krieg 
sich erklären mußte, nicht aber einen so­
genannten gerechten revolutionären Krieg 
gegen die imperialistischen Aggressoren 
ablehnen durfte.
Auf diese Weise wurden alle 6 Kandida­
ten der CDU abgelehnt und mußten durch 
neue ersetzt werden. So erreichte man, 
daß auf die Einheitsliste nur wirklich 
SED-hörige und sowjetisch absolut linien­
treue Kandidaten kamen.
Ich nahm an der Wahl lediglich als Wahl­
berechtigter teil. Beim Betreten des Wahl­
lokales in Barleben, Gasthof zur Linde, 
erhielt man den Stimmschein ausgehän­
digt und der Name des Wählers wurde 
dabei laut aufgerufen. Die Wähler traten 
nach Erhalt des Stimmscheines im Wahl­
lokal in Schlange an und steckten ihre 
Stimmzettel offen und nicht gefaltet in 
den Schlitz der Urne. Fragte nun doch 
einmal einer, ob er nicht eine Wahlkabine 
benutzen dürfe, so wurde er auf eine im 
Lokal befindliche Kabine hingewiesen 
und es wurde ihm erklärt, er könne selbst­
verständlich diese Kabine benutzen, dürfe 
aber dann den Stimmzettel nicht unge­
brochen, sondern nur zusammengefaltet 
abgeben. Vor der Kabine stand ein 
FDJ 1er im blauen Hemd, dessen Aufgabe 
darin bestand, sich die Namen der weni­
gen, die sich getrauten, die Kabine zu be­
nutzen, genau zu merken. Da diese weni­
gen ihre Stimmscheine als einzige gefal­
tet abgegeben hatten, konnte man mit 
ziemlicher Sicherheit feststellen, wie sie 
abgestimmt hatten.
Schon vor der Wahl waren diejenigen, 
die ihre Stimme nicht öffentlich abgeben 
würden, immer wieder in den Versamm­
lungen usw. als Friedens- und Staats­
feinde gebrandmarkt worden. Deshalb 
wagten nur einige wenige, in die Wahl­
kabine zu gehen, während der weitaus 
größte Teil der Wähler aus Angst und 
Sorge vor späteren Repressalien seinen 
Stimmschein offen und ungefaltet abgab. 
Berlin, den 5. März 1952.

gez. Hermann Hieke.
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